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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit im Verein 


A. Problem und Ziel 

Bürgerschaftliches Engagement ist eine wesentliche Säule unserer Gesell- 
schaft. Was in Deutschland Tag für Tag etwa auf den Gebieten Soziales, Kultur 
oder Sport geleistet wird, wäre ohne den selbstlosen Einsatz von Millionen sich 
ehrenamtlich engagierender Menschen nicht möglich. Angesichts der knapper 
werdenden Mittel in den staatlichen Haushalten und der damit notwendiger- 
weise verbundenen Konzentration des Staates auf seine Kernaufgaben wird die 
Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements in Zukunft weiter zunehmen. 
Es gilt deshalb, die gesetzlichen Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass sich 
noch mehr Menschen als bisher dafür entscheiden, Verantwortung zu überneh- 
men und sich ehrenamtlich für das Gemeinwohl einzusetzen. Ein Haftungs- 
recht, das darauf Rücksicht nimmt, dass etwaige Risiken im Gemeinwohlinter- 
esse übernommen werden, gehört dazu ebenso wie ein an die landestypischen 
Gegebenheiten angepasstes Verfahren. 

Ein großer Teil ehrenamtlicher Arbeit wird in Vereinen geleistet. Der Entwurf 
verfolgt daher den Zweck, die genannten Ziele für den Bereich der Vereine um- 
zusetzen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht im Bürgerlichen Gesetzbuch eine Beschränkung der Haftung 
ehrenamtlich tätiger Vereinsmitglieder gegenüber dem Verein auf die Fälle der 
grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Schadensverursachung vor. Entsteht der 
— vom Vereinsmitglied weder grob fahrlässig noch vorsätzlich verursachte - 
Schaden einem Dritten, so soll das ehrenamtlich tätige Vereinsmitglied dem 
Dritten gegenüber zwar weiterhin haften, selbst aber vom Verein Freistellung 
verlangen können. 

Der Entwurf sieht weiter vor, dass durch Landesgesetz die Zuständigkeit der 
Amtsgerichte für die öffentliche Beglaubigung von Erklärungen zum Vereins- 
register angeordnet werden kann. Entsprechend den unterschiedlichen örtlichen 
Gegebenheiten kann damit bei Bedarf die Möglichkeit eröffnet werden, neben 
der Zuständigkeit der Notare auch eine Zuständigkeit aller oder einzelner 
Amtsgerichte in diesem Bereich zu begründen. 


C. Alternativen 

Beibehaltung der derzeitigen, unbefriedigenden Rechtslage. 
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine. 

2. Vollzugsaufwand 

Für den Bund entsteht kein erhöhter Vollzugsaufwand. Soweit Erklärungen 
zum Vereinsregister künftig aufgrund Landesgesetzes auch von den Amts- 
gerichten öffentlich beglaubigt werden können, wird ein Mehraufwand bei den 
Ländern durch zusätzliche Gebühreneinnahmen ausgeglichen werden. 


E. Sonstige Kosten 

Durch die vorgesehene interne Haftungsbegrenzung beziehungsweise Haf- 
tungsfreistellung des ehrenamtlich tätigen Vereinsmitglieds können den Ver- 
einen in den entsprechenden Fällen zusätzliche Kosten dadurch entstehen, dass 
sie Schäden nicht ersetzt erhalten beziehungsweise an Dritte ohne Regressmög- 
lichkeit Schadenersatz leisten müssen. Da die Voraussetzungen für Haftungs- 
begrenzung und Haftungsfreistellung eng gefasst sind, sich Haftungsbegren- 
zungen und Freistellungsansprüche bereits heute aus vielen Vereinssatzungen 
sowie — mit gewissen Einschränkungen — der höchstrichterlichen Rechtspre- 
chung entnehmen lassen, sind die zu erwartenden Mehrbelastungen für die Ver- 
eine eher gering. 

Auswirkungen des Gesetzes auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

Für Wirtschaft, Bürger und Verwaltung werden keine Informationspflichten 
eingeführt, geändert oder abgeschafft. 
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Bunöesrepijbi.ik; Deutschland 


Berlin 




Mai 2011 


DIE BUNDESKANZEERIN 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 881. Sitzung am 18. März 2011 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit 
im Verein 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit im Verein 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerliehen Gesetzbuehs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 2. Januar 2002 (BGBl. 1 S. 42, her. S. 2909 
und 2003 1 S. 738), das zuletzt durch ... geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 31a 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 3 Ib Haftung von Vereinsmitgliedem“. 

2. Nach § 3 la wird folgender § 3 Ib eingefügt: 

„§31b 

Haftung von Vereinsmitgliedem 

(1) Ein Vereinsmitglied, das unentgeltlich tätig ist 
oder für seine Tätigkeit eine Vergütung erhält, die 
500 Euro jährlich nicht übersteigt, haftet dem Verein für 
einen bei Durchfühmng der satzungsmäßigen Aufgaben 
verursachten Schaden nur bei Vorliegen von Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit. 

(2) Ist ein Vereinsmitglied nach Absatz 1 einem ande- 
ren zum Ersatz eines bei Durchfühmng der satzungs- 
mäßigen Aufgaben vemrsachten Schadens verpflichtet, 
so kann es von dem Verein die Befreiung von der Ver- 


bindlichkeit verlangen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Scha- 
den vorsätzlich oder grob fahrlässig verarsacht wurde.“ 

Artikel 2 

Änderung des Beurkundungsgesetzes 

Dem § 62 Absatz 1 des Beurkundungsgesetzes vom 
28. August 1969 (BGBl. I S. 1513), das zuletzt durch ... 
geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt: 

„Die Länder können durch Gesetz außerdem die Zuständig- 
keit aller oder einzelner Amtsgerichte für die öffentliche 
Beglaubigung von Erklämngen zum Vereinsregister anord- 
nen.“ 


Artikel 3 

Änderung der Kostenordnung 

In § 55a der Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliedemngsnummer 361-1, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, die zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird nach der Angabe „§ 62 Abs. 1“ die Angabe „Satz 1“ 
eingefügt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Drucksache 17/5713 


-6- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Bürgerschaftliches Engagement ist eine wesentliche Vor- 
aussetzung des solidarischen Zusammenlebens in unserer 
Gesellschaft. Ein großer Teil des bürgerschaftlichen Enga- 
gements wird dabei in und von Vereinen geleistet, die sich 
im sozialen, kulturellen oder sportlichen Bereich betätigen. 
Die Menschen, die sich in diesen Vereinen uneigennützig 
für das Wohl anderer einsetzen, vor ungerechtfertigten und 
abschreckenden Haftungsrisiken besser als bisher zu schüt- 
zen und zudem Hindernisse für die Arbeit im Verein abzu- 
bauen, ist Ziel dieses Gesetzes. Die vorgeschlagenen Ände- 
rungen beziehen sich dabei im Wesentlichen auf das Bür- 
gerliche Gesetzbuch und das Beurkundungsgesetz. 

Mit den das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) betreffenden 
Vorschlägen soll die Haftung ehrenamtlich tätiger Vereins- 
mitglieder gegenüber dem Verein für einen in Wahrnehmung 
der satzungsmäßigen Aufgaben verursachten Schaden künf- 
tig auf die Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit be- 
schränkt werden. Für den Fall, dass sich ein ehrenamtlich 
tätiges Vereinsmitglied einem Dritten gegenüber schadener- 
satzpflichtig macht, wird ein Freistellungsanspruch gegen- 
über dem Verein begründet. Haftungsbegrenzung bezie- 
hungsweise Freistellungsanspruch finden dabei ihre Recht- 
fertigung in der Tatsache, dass die Übernahme der mit der 
Wahrnehmung satzungsmäßiger Aufgaben verbundenen 
Risiken in aller Regel im Vereinsinteresse liegt und aus alt- 
ruistischen Motiven erfolgt. 

Mit der Änderung des Beurkundungsgesetzes soll schließ- 
lich erreicht werden, dass dort, wo der Fandesgesetzgeber 
einen Bedarf dafür sieht, Erklärungen zum Vereinsregister 
künftig nicht mehr nur vom Notar, sondern auch vom Amts- 
gericht öffentlich beglaubigt werden können. 

B. Zu den einzelnen Vorsehriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine durch die Einfügung des § 31b be- 
dingte Folgeänderung. 

Zu Nummer 2 (§ 3 Ib - neu) 

Eine ausdrückliche gesetzliche Haftungserleichterung für 
ehrenamtlich tätige Vereinsmitglieder existiert bislang 
nicht. Von der Rechtsprechung wird allerdings jedenfalls im 
Verhältnis des unentgeltlich tätigen Mitglieds zum Verein 
der im Arbeitsrecht entwickelte Grundsatz der Risiko- 
zurechnung bei Tätigkeit in fremdem Interesse herangezo- 
gen. Danach hat ein Verein seine Mitglieder von der Haf- 
tung ganz oder teilweise freizustellen, wenn sich bei der 
Durchfühmng der satzungsmäßigen Aufgaben eine damit 
typischerweise verbundene Gefahr verwirklicht hat und 
dem Mitglied weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vor- 
zuwerfen ist (vgl. BGH, Urteil vom 13. Dezember 2004 - 11 
ZR 17/03 -, Juris Rn. 10). Die Freistellungspfiicht ist dabei 


nicht unbeschränkt. Vielmehr verbleibt je nach den Umstän- 
den des Einzelfalles ein Teil der Verantwortung bei dem 
Mitglied (vgl. BGH, a. a. O., Rn. 22). Tritt der Schaden 
beim Verein selbst ein, folgt aus diesen Grundsätzen statt 
eines Freistellungsanspruchs eine entsprechende Beschrän- 
kung der Haftung des Vereinsmitglieds gegenüber dem Ver- 
ein. 

Im Verhältnis zum Verein bietet die Anwendung dieser 
Grundsätze jedenfalls den unentgeltlich tätigen Vereinsmit- 
gliedem einen gewissen Schutz vor Haftungsrisiken. Dieser 
Schutz ist allerdings nicht ausreichend, um zu einer gerech- 
ten Verteilung etwaiger Schäden zwischen dem Verein 
einerseits und ehrenamtlich tätigen Vereinsmitgliedem an- 
dererseits zu gelangen und bei den Vereinsmitgliedem 
berechtigte Vorbehalte gegen die ehrenamtliche Übernahme 
von verantwortungsvollen Aufgaben im Verein zu beseiti- 
gen. So erscheinen insbesondere der Verbleib eines Teils der 
Verantwortung beim Mitglied in Fällen der einfachen Fahr- 
lässigkeit, aber auch die Beschränkung der Haftungserleich- 
terang auf mit der Erledigung satzungsmäßiger Aufgaben 
typischerweise verbundene Gefahren korrekturbedürftig. Es 
ist nicht gerechtfertigt, dem aus altmistischen Motiven im 
Vereinsinteresse tätig werdenden Vereinsmitglied die Ver- 
antwortung für Gefahren ganz oder teilweise aufzubürden, 
solange er nicht zumindest grob fahrlässig handelt. Zudem 
führen das Abstellen auf eine „typischerweise“ mit der Auf- 
gabe verbundene Gefahr für das Eingreifen der Haftungs- 
erleichtemng überhaupt und das Abstellen auf die noch un- 
bestimmteren „Umstände des Einzelfalles“ für den Umfang 
der Haftungserleichtemng dazu, dass das jeweilige Vereins- 
mitglied im Voraus kaum zuverlässig einschätzen kann, 
welchen konkreten Haftungsrisiken es sich mit der Durch- 
fühmng einer satzungsmäßigen Aufgabe aussetzt. 

§ 31b BGB-E begrenzt deshalb die Haftung des ehrenamt- 
lich bei Durchfühmng der satzungsmäßigen Aufgaben täti- 
gen Vereinsmitglieds auf die Fälle der grob fahrlässigen 
oder vorsätzlichen Schadensverarsachung (Absatz 1) und 
begründet für diese Fälle einen Freistellungsanspmch gegen 
den Verein, wenn der Schaden nicht dem Verein, sondern 
einem Dritten entstanden ist (Absatz 2). § 3 Ib BGB-E ist in 
Aufbau und Begriffiichkeiten an § 31a BGB angelehnt. Mit 
den „satzungsmäßigen Aufgaben“ wird eine in der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung in Bezug auf die Haf- 
tung eines Vereinsmitglieds gebräuchliche Begrifflichkeit 
aufgegriffen (vgl. BGH, a. a. O., Rn. 10; Urteil vom 5. De- 
zember 1983 - II ZR 252/82 -, BGHZ 89, 153, 158). 

Die Regelung ist insoweit zwingend, als von ihr durch Sat- 
zung nicht zum Nachteil der Mitglieder abgewichen werden 
karm. 

Zu Absatz 1 

Mit dieser in Aufbau und Begrifflichkeit an § 31a Absatz 1 
Satz 1 BGB angelehnten Vorschrift wird die Haftung des 
ehrenamtlichen Vereinsmitglieds dem Verein gegenüber be- 
schränkt. Auf eine weitergehende, der Regelung des § 31a 
Absatz 1 Satz 2 BGB entsprechende Haftungsbeschränkung 
auch gegenüber anderen Vereinsmitgliedem wurde verzieh- 
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tet. Ziel des Gesetzes ist, die haftungsrechtliche Stellung des 
ehrenamtlich tätigen Vereinsmitglieds dem Verein gegen- 
über zu stärken, nicht aber, die haftungsrechtliche Position 
geschädigter Vereinsmitglieder zu schwächen. Schädigt ein 
ehrenamtlich tätiges Vereinsmitglied ein anderes Vereins- 
mitglied, so greift §31b Absatz 1 BGB-E nicht. Ist das 
ehrenamtlich tätige Vereinsmitglied dem anderen Vereins- 
mitglied zum Schadenersatz verpflichtet, so besteht gegebe- 
nenfalls ein Freistellungsanspruch gemäß § 31b Absatz 2 
BGB-E. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift begründet einen Freistellungsanspruch des 
ehrenamtlich tätigen Vereinsmitglieds gegenüber dem Ver- 
ein. „Anderer“ im Sinne dieser Vorschrift ist auch ein Mit- 
glied des Vereins. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Beurkundungsgesetzes) 

Die Führung des Vereinsregisters ist nach § 55 BGB den 
Amtsgerichten übertragen. Anmeldungen zum Vereinsregis- 
ter sind nach § 77 BGB mittels öffentlich beglaubigter Er- 
klärung zu bewirken. § 129 Absatz 1 Satz 1 BGB bestimmt 
für die öffentliche Beglaubigung, dass die Erklärung schrift- 
lich abzufassen und die Unterschrift des Erklärenden von ei- 
nem Notar zu beglaubigen ist. 

§ 63 des Beurkundungsgesetzes (BeurKG) erlaubt den Län- 
dern, durch Gesetz die Zuständigkeit für die öffentliche Be- 
glaubigung von Abschriften oder Unterschriften anderen 
Personen oder Stellen zu übertragen. Die Ermächtigung be- 
inhaltet nach ganz überwiegender Auffassung indes nicht 
die Möglichkeit, durch Landesgesetz gerichtliche Beglaubi- 
gungsbefugnisse zu begründen (vgl. Armbrüster/Preuss/ 
Renner, Beurkundungsgesetz, 5. Auflage 2009, § 63 Rn. 3; 


Lerch, Beurkundungsgesetz, 4. Auflage 2011, § 63 Rn. 2; 
Mayer, in: Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Ge- 
setzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen, Neu- 
bearbeitung 2005, Artikel 141 EGBGB Rn. 34; Winkler, 
Beurkundungsgesetz, 16. Auflage 2008, § 63 Rn. 2). 

Durch die Ergänzung des § 62 Absatz 1 soll erreicht wer- 
den, dass die mit der Anmeldung zum Vereinsregister ver- 
bundenen Förmlichkeiten, nämlich die öffentliche Beglau- 
bigung der an die registerführende Stelle zu richtenden Er- 
klärung, auch vor den Amtsgerichten erledigt werden kön- 
nen, soweit dies ein Landesgesetz anordnet. An dem 
Grundsatz, dass die Beglaubigungszuständigkeit bei den 
Notaren konzentriert sein sollte, um die Gerichte zu entlas- 
ten und Rechtspflegeaufgaben zweckmäßig zu verteilen 
(vgl. Bundesratsdrucksache 297/68, S. 24 und 25), wird da- 
bei festgehalten. Jedoch soll der Landesgesetzgeber dort, 
wo aufgrund der örtlichen Gegebenheiten ein Bedürfnis da- 
für besteht, die Möglichkeit erhalten, daneben auch eine Zu- 
ständigkeit aller oder einzelner Amtsgerichte für die öffent- 
liche Beglaubigung von Erklärungen zum Vereinsregister 
vorzusehen. 

Die für die öffentliche Beglaubigung zu entrichtenden Ge- 
bühren richten sich nach § 45 der Kostenordnung (KostO). 

Zu Artikel 3 (Änderung der Kostenordnung) 

Mittels Ergänzung des § 55a KostO wird klargestellt, dass 
für die öffentliche Beglaubigung von Erklärungen zum Ver- 
einsregister Gebühren auch bei den Amtsgerichten erhoben 
werden können. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anhang 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung ehrenamtlicher Tätigkeit im Verein 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, baldmöglichst 
das Ergebnis ihrer Prüfung zu der Frage vorzulegen, ob mit 
der Verwendung einer Mustersatzung ein vereinfachtes Ver- 
fahren zur Vereinsgründung eingeführt werden kann. 

Begründung 

Die Verwendung einer Mustersatzung körmte eine Möglich- 
keit darstellen, eine Vereinsgründung zu vereinfachen. Die 
Mustersatzung würde den Gründungsmitgliedern auf einfa- 
che und überschaubare Weise Rechtssicherheit verschaffen. 

Bereits im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Erleichterung elektronischer An- 


meldungen zum Vereinsregister und anderer vereinsrecht- 
licher Änderungen im Jahr 2009 bat der Bundesrat im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob 
ein vereinfachtes Verfahren zur Vereinsgründung unter Ver- 
wendung einer Mustersatzung möglich ist, vgl. Bundesrats- 
drucksache 179/09 (Beschluss), ln der Gegenäußerung der 
Bundesregierung (Bundestagsdrucksache 16/12813) hieß es 
dazu, dass die Prüfung durchgeführt werden soll, aber unab- 
hängig von dem damals anstehenden Gesetzgebungsver- 
fahren, da zum einen eine Beteiligung der Vereins- und Be- 
ratungspraxis angezeigt sei und es zum anderen einer sorg- 
fältigen Prüfung bedürfe. Nunmehr dürfte ein Ergebnis die- 
ser Prüfung vorliegen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung nimmt zu dem Gesetzentwurf des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung unterstützt das mit dem Gesetzentwurf 
verfolgte Anliegen des Bundesrates, das ehrenamtliche Enga- 
gement in Vereinen zu fördern. Die rechtlichen Regelungen 
müssen Vereinen und ihren Mitgliedern einen verlässlichen 
Rahmen für ihr ehrenamtliches Engagement geben, der aus- 
reichend flexibel ist, aber auch Rechtssicherheit schafft. 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 

Die Bundesregierung teilt deshalb die Auffassung des Bun- 
desrates, dass auch die Haftung der Vereinsmitglieder 
rechtssicher geregelt werden sollte. Durch das Gesetz zur 
Begrenzung der Haftung von ehrenamtlich tätigen Vereins- 
vorständen wurde die Haftung von im Wesentlichen unent- 
geltlich tätigen Vorstandsmitgliedern gegenüber dem Verein 
gesetzlich beschränkt und ein Anspruch auf Freistellung 
von Schadenersatzansprüchen von Dritten gegen den Verein 
begründet, um das Haftungsrisiko für die Vorstandsmitglie- 
der zu begrenzen. Auch für die Vereinsmitglieder, die un- 
entgeltlich für ihre Vereine tätig sind, hat die Rechtspre- 
chung die Haftung gegenüber dem Verein beschränkt und 
einen Freistellungsanspruch gegen den Verein vorgesehen. 
Die durch die Rechtsprechung gewährten Haftungserleich- 
terungen für Vereinsmitglieder weichen allerdings von der 
gesetzlichen Regelung für die Vorstandsmitglieder in § 31a 
BGB ab, obwohl die Haftungssituation von Vereinsmitglie- 
dem, die im Wesentlichen unentgeltlich für ihren Verein tä- 
tig sind, der von ehrenamtlich tätigen Vorstandsmitgliedern 
vergleichbar ist. Es ist deshalb folgerichtig, die den Vor- 
standsmitgliedern gewährten Haftungserleichterungen auch 
den Vereinsmitgliedem zu gewähren, wenn sie für den Ver- 
ein tätig sind. 

Zu den Artikeln 2 und 3 (Änderungen des Beurkundungs- 
gesetzes und der Kostenordnung) 

Die Öffnungsklausel im Beurkundungsgesetz, die den Län- 
dern ermöglichen soll, die Zuständigkeit von Amtsgerichten 
für die Beglaubigung von Erklärungen zum Vereinsregister 
wieder einzuführen, unterstützt die Bundesregierung nicht. 
Sie würde dazu führen, dass die mühsam vereinheitlichten 
Beglaubigungszuständigkeiten in einem Teilbereich zer- 
splittert würden. Vereine müssten sich sogar erstmals auf in 
den Ländern unterschiedliche gerichtliche Beglaubigungs- 
zuständigkeiten einstellen. Mit dem Beurkundungsgesetz 
wurden die gerichtlichen Beglaubigungszuständigkeiten 
auch für die Erklärungen zu den Vereinsregistem abge- 
schafft, um die Beurkundungszuständigkeiten zu vereinheit- 
lichen und die Gerichte zu entlasten. Für die Vereine bedeu- 
tete dies, dass sie ihre Erklärungen nicht mehr bei den 
Registergerichten beglaubigen lassen konnten, sondern nur 
noch bei einem Notar oder einer zur Beglaubigung emiäch- 
tigten Behörde. Erklärungen zum Vereinsregister wurden 
allerdings auch zuvor schon durch Notare oder Behörden 
beglaubigt, wenn diese für die Erklärenden einfacher er- 


reichbar waren als die zuständigen Registergerichte. An 
dieser Sachlage hat sich seit dem Inkrafttreten des Beurkun- 
dungsgesetzes nichts geändert, so dass für die Bundesregie- 
rung keine neuen Gründe für eine Wiedereinführung von 
gerichtlichen Beglaubigungszuständigkeiten für Erklärun- 
gen zum Vereinsregister ersichtlich sind. 

Immer mehr Vereinsregister werden elektronisch geführt 
und künftig werden auch Erklärungen zu den Vereinsregis- 
tem immer häufiger elektronisch abgegeben werden. Für 
elektronische Erklämngen wäre eine gerichtliche Beglaubi- 
gungszuständigkeit nicht förderlich. Sie würde nur dazu 
führen, dass der Erklärende, bevor er seine beglaubigte 
Erklämng beim Registergericht elektronisch einreichen 
könnte, statt persönlich zum Notar oder einer zuständigen 
Behörde zu gehen, nun persönlich zum Amtsgericht gehen 
müsste, um die elektronische Erklärung öffentlich beglaubi- 
gen zu lassen. Bei den Gerichten müssten die notwendigen 
Voraussetzungen geschaffen werden, damit auch die elek- 
tronischen Erklämngen öffentlich beglaubigt werden kön- 
nen, wenn nicht elektronische Erklämngen anders behandelt 
werden sollen als Erklämngen in Papierform. 

Zu der Entschließung des Bundesrates 
zu dem Gesetzentwurf 

Das Bundesministerium der Justiz hat geprüft, ob die Grün- 
dung von eingetragenen Vereinen durch eine gesetzliche 
Mustersatzung vereinfacht werden könnte. Ausgangspunkt 
der Prüfung war, dass die Gründung eines Vereins durch 
eine gesetzliche Mustersatzung nur dann erleichtert werden 
könnte, wenn sie für möglichst viele Vereinsgründungen 
verwendbar ist. Aber auch daim könnte eine Mustersatzung 
die Vereinsgründung nur vereinfachen, wenn die Vereins- 
gründer das Muster ohne fachkundige Hilfe richtig nutzen 
können. Die Prüfung hat ergeben, dass eine gesetzliche 
Mustersatzung diese Anfordemngen im Vereinsrecht nicht 
erfüllen köimte. Die möglichen Gestaltungen im Vereins- 
recht sind zu vielfältig und die Vereinszwecke zu unter- 
schiedlich für eine einheitliche gesetzliche Mustersatzung, 
die auch rechtsunkundige Gründer einfach nutzen können. 
Ein Satzungsmuster, das den vielfältigen Erscheinungsfor- 
men des Vereins ausreichend gerecht würde, könnte die Ver- 
einsgründung nicht wesentlich erleichtern, würde aber die 
Gefahr begründen, dass vielen Vereinen eine Satzung gege- 
ben würde, die weniger geeignet ist als eine individuell ent- 
worfene Satzung. Das Vereinsrecht gewährt Vereinen um- 
fangreiche Satzungsautonomie. Vereine müssen diese Sat- 
zungsautonomie aber auch nutzen, da das Vereinsrecht nicht 
alle für die Vereinsverfassung notwendigen Regelungen ent- 
hält, sondern insoweit noch ergänzende Bestimmungen 
durch die Satzung getroffen werden müssen. 

Im GmbH-Recht ist für eine GmbH manches zwingend ge- 
regelt, für das es für Vereine im Vereinsrecht teilweise noch 
nicht einmal dispositives Recht gibt. Eine Mustersatzung 
für die Gründung eines Vereins müsste deshalb deutlich 
mehr regeln als die Mustersatzung für die Gründung einer 
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GmbH. Insbesondere müsste eine gesetzliche Mustersat- 
zung für einen Verein auch sicherstellen, dass alle Sollbe- 
stimmungen nach § 58 BGB getroffen werden. Der Gesetz- 
geber hat den Ein- und Austritt der Mitglieder, die Beitrags- 
pflicht der Mitglieder, die Bildung des Vorstandes und die 
Voraussetzungen und Form für die Einberufung der Mitglie- 
derversammlung sowie die Beurkundung ihrer Beschlüsse 
bewusst nicht gesetzlich geregelt, weil es insoweit mit Blick 
auf die sehr unterschiedlichen Zwecke der Vereine keine für 
alle Vereine passenden Regelungen gibt. Eine Mustersat- 
zung könnte entweder eine oder mehrere mögliche Regelun- 
gen vorgeben, was dazu führen würde, dass das Muster für 
viele Vereine nicht geeignet ist, weil es den Besonderheiten 
des Vereins nicht ausreichend gerecht wird. Eine Mustersat- 
zung könnte aber auch nur darauf hinweisen, dass solche 
Regelungen getroffen werden müssen. Darm wird das Mus- 
ter aber die Vereinsgründung nicht erleichtern, da es sich 


hierbei um zentrale Satzungsregelungen handelt, die meist 
ohne fachkundige Hilfe nicht richtig gefasst werden kön- 
nen. Für Vereine, die Steuerbegünstigungen in Anspruch 
nehmen wollen, ergeben sich aus § 5 1 ff. der Abgabenord- 
nung bestimmte steuerrechtliche Anforderungen an die Sat- 
zung. Würden die steuerrechtlichen Anforderungen in der 
Mustersatzung nicht berücksichtigt, wäre sie für die Mehr- 
heit der Vereine nicht verwendbar. Eine gesetzliche Muster- 
satzung, die auch für Vereine, die steuerbegünstigte Zwecke 
verfolgen wollen, verwendbar sein sollte, müsste auch die 
steuerrechtlichen Anforderungen an die Satzung berück- 
sichtigen. Dies würde die Verwendung des Musters zusätz- 
lich erschweren, da dann für viele notwendige Satzungs- 
bestimmungen zwei Fassungen in die Mustersatzung auf- 
genommen werden müssten, eine für Vereine, die steuer- 
begünstigte Zwecke verfolgen wollen und eine für die 
anderen Vereine. 
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